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Der MeicksünÄNZminister
zur Lrrge

Ankündigung «euer harter Maßnahme »
» Die Ausführungen des ReichSfinanzminifters Dr . Hil»

ferding in der gemeinsamen Sitzung des wirtschaftlichen und
finanzpolitischen Ausschusses des RrichswirtschaftSratS werden
nun veröffentlich . Hilferding gab eine Übersicht über die ge-
geiOvärtige äußerst kritische finanzielle und wirtschaftliche
Lage Deutschlands. Sr zeigte insbesondere, welche ungeheueren
Ausgaben der Ruhrkvnftikt erfordert ltnd daß so, wie es bisher
geschehen , nicht mehr weiter gen>irtfchaftet werden könne . Be¬
stimmte Wege hierzu gab er nicht an und konnte er auch nicht
a,-.geben . Die Reichsregierung »ruß aber Mittel suchen, die
Nuhrausgaben einzuschränken, falls es möglich sein soll, de »
Deutschland aufgezwungenen Kampf fortzusetzen und nicht
bedingungslos vor Poincare zu kapitulieren. Der ReichSkanz -
ler hat in seiner letzten Rede das Wort vom „Segelreffen " aus .
genommen . Das Bild, daß ^das Reichsschiff in schwerster
Sturmesgefahr sich befindet, isr t̂reffend . Segelreffen bedeu,
tet durchaus nicht, das Schiff treiben zu taffen und tatenlos
sein Scheitern abzuwarten , sondern es ist tm Gegenteil ein«
notwendige Maßnahme , um das Schiff steuerfähig zu erhalten ,
dar Zerreißen der Segel und das Manöverierunfähigwerden
des Schiffes zu vermeiden und dessen Strandung zu verhindern .
Seit langem wird von der Notwendigkeit einer Modifikation
beS passiven Widerstandes, der keine starre Abwehr sein dürfe ,
solcher» ein« elastische Verteidigung sein müsse, gesprochen .
In dieser Richtung wird sich auch die Taktik der Reichsregterung
zu bewegen haben» sie wird einen Weg suchen müssen, der
es ihr und der Ruhrbevölkernn-g gestattet, den Kampf so lange
fortzusetzcn , als eS im Interesse der deutschen Sache und de»
deutschen Rheines notwendig ist.

Das was der ReichSfinanzminister zur Ruhrfinanzierung
und zu andere» notwendige« Ausgabeeinschränkungen, wie auch
zur Frage der Währungscei -rm , den Steuerfrage » und zur
ungerechtesten und unsozialsten Steuer , der JnflationSsteuer ,
gesagt hat , spricht für sich selbst . Fm übrigen war seine Rede
eine Programmankündigung in allgemeinen Zügen . Daß er
sich in der heutigen Situation , wo die Anforderungen und
Voraussetzungen von Stunde zu Stunde wechseln , nicht in Ein .
zelheiten festlegen konnte, ist selbstverständlich

*
Rach dem nunmehr vorliegenden Bericht erklärte Reichs-

finanzminister Dr . Hilferding » nachdem er die bisherige Stel »
lung der Regierung zur Währungsfrage charakterisiert hatte ,
auf einige aus der Mitte des Reichswirtschaftsrats gestellte
Fragen :

„Was die Lebensmittelversorgung anlangt , so kann ich mit»
teilen , daß Ibis zum 1ö. Oktober der Getreide - resp. Brot - und
Mehlbedarf sichergestellt ist. Ferner arbeitet die Reichsgetreide,
stelle daran , Getreide zunächst aus der inländischen Ernte her¬
auszubringen . Die ReiclMgetreidsstelle bezahlt mit Goldan¬
leihe. Die Goldanleihestücke werden abgeftempelt und können
von den Landwirten als Steuerzahlung auf die Landabgabe
benutzt werden. Es sei al o hier ein wertbeständiger Zahlungs¬
mittelverkehr eingerichtet. Er Tjoffe , daß es gelingen wird, auch
die notwendige Fettzufuhr sicherzustellen .

Dann ist ganz allgemein nach der Finanzlage gefragt wor¬
den . Sie läßt sich wie folgt xusammensassen: Die Finanzlage
ist eilte solche, daß wir andere Ausgaben alS die zur Erhaltung
des Reiches notwendigen; nicht werden leisten können. Die be¬
deutsamsten Aufwendungen sind die Ausgaben für die Ruhr .
Diese Ausgaben sind ganz außerordentlich gewachsen . Die
Dinge haben sich im Ruhrgebiet folgendermaßen entwickelt :
Wir haben vom Anfang der Rrihraktion an verhältnismäßig
große Summen für Lohnsicherungen und für Erwerbsloserrsür »
sorge zu zahlen gehabt. Heute mllß man sagen, >daß fast die
gesamte Bevölkerung detz besetzten Gebiete zum große« Teil
durch ReichSmitt. l ernährt wird. Sie können sich denken , was
das für einen Aufwand bedeutet. Dabei ist es aber nicht
stehen geblieben, sondern wir haben auch noch in steigendein
Maße das Betricbskapiial für dieses Gebiet au Dringen müssen.
Die Dinge sind doch so : ES gibt keinen Absatz, es gibt keinen
Verkauf. Die Werke arbeiten auf Lager oder sie beschäftigen
die Arbeiter in irgendeiner Weise, ohne daß in Wirklichteit
Produkte hcrgestellt werden. Die Werke hatten also keine Ein¬
nahmen und forderten , daß die Löhne und auch die Kosten
für die Beschäftigung der Arbeiter schließlich vorn Reich getra¬
gen werden. Darüber hinaus werden Reichsmittel , man kann
heute wirklich sagen, von einem großen Teil der Bevölkerung
beansprucht . Vielleicht ist eS etwas übertrieben , aber nach den
Darstellungen, die mir zuteil geworden sind , beziehen in im-
mer größerem Maße auch z. B . Angehörige der freien Berufe ,Rechtsanwälte, Ärzte, Künstler usw. bei der sicher sehr prekären^ssg«, in die sie gefommen sind, Unterstützungen ans Reichs--
mitteln. Es kommt hinzu , daß auch der Handel in Form von
Krediten Bctrieb .ckapital vom Reich erhalten hat . Ich erinneredaran, daß nach den letzten Unruhen im Rubrgebiet alle Le¬
bensmittelgeschäfte geschloffen hatten . Da die Inhaber erwerbS-ws waren , bezogen sie zunächst Reichsunterstützung . Dann ver-
n fÜTcn f*e önr Wiedereröffnung ihrer Geschäfte Kredit, um« ebensmittel einzukaufen. Es ist also nicht zuviel gesagt, wenn

ich behaupte, daß ei» großer Teil der Bevölkerung drS Ruhr -
gebiets aus Reichsmitteln bezahlt wird unö wir außerdem !
einen erheblichen Teil des Betriebskapitals für die Aufrecht- i
erhaltung der mehr oder minder produktivenArbeit dort unten
zu leisten haiberr. Das ist der Zustand, den ich vorgefuuden
habe. Die Abhilfe! Für die Beurteilung dieser Frage kommt
der Umstand in Betracht, daß wir ja dort eine ordnungsgemäße
und effektive Verwaltung gar nicht mehr haben. Alle unsere
tüchtigen energischen Beamten sind ausgewiesen. Zum größten
Teil wird die Auszahlung der Lohnsummen und Erwerbslosen¬
unterstützung durch die tommnnalrn Verwaltungen vorgenom-
men. Es ist klar, daß diese Kommunen im besetzten Gebiet in
ganz außerordentlichem Maße unter dem Druck dr Verhältnisse
stehen , daß in diesen Industriezentren der Druck der Bevölke¬
rung stärker wirkt und daß infolgedessen anch weniger berech¬
tigten Ansprüche « nicht mit der nötigen Energie entgrgea -
grtr . ten wird . Es bliebe also nur der andere Weg einer tetl -
weisen Einschränkung aller Ausgaben im besetzten Gebiet über¬
haupt . Diese Frage ist von außerordentlicher Tragweite .

Die Lösung des RnhrkonflikteS muß im Wege von befchleu-
nigt geführten Verhandlungen gesucht werden. Das liegt selbst¬
verständlich zuerst im deutschen Interesse , aber auch nicht min¬
der im französischen , jq in dem aller anderen Staaten , denn
ein plötzlicher Abbruch würde verhängnisvolle Folgen haben.

Erklärung
Der Verein Deutscher Zeitungsvevleger (Herausgeber der

deutschen Tageszeitungen ) E. V. , hat sich veranlaßt gesehen,
folgende Erklärung abzugeben:

-In der letzten Zeit ist vielfach und von verschiedenen
Verbänden der Versuch gemacht worden, unter Androhung von
Boykott und anderen Schädigungen bei einer Weigerung ,
Zeitungen zur Veröffentlichung von zum Teil umfangreichen
Erklärungen und Artikeln im einseitigen Interesse der be-
treffenden Verbände zu nötigen. Auf die gleiche Weise wird
versucht, die -Erörterungen der Forderungen der Verbände
und die freie Kritik ernzuschränken oder zu verhindern .

Deshach sieht sich die berufene Vertretung der deutsche»
Zeitungen zu der Erklärung veranlaßt , daß die Presse nicht
die Interessen einzelner Bcrufsklassen und ihrer Organi¬
sationen zu vertreten hat, vielmehr verpflichtet ist, Fragen
wie beispielsweise auch Besoldung?- und Steuerfragen oder
irgendwelche wirtschaftlichen oder politischen Forderungen und
Ncfovurvorschläge nach Maßgabe -der Interessen des ganzen
Volkes in voller Freiheit zu besprechen . Über die Aufncchm «
irgendwelcher Eiirsendungen müssen allein die zuständigen,
und vevanklwortlichen Leiter der Zeitungen entscheiden , die sich
die Freiheit und die Grenze der Kritik lediglich durch ihre
publizistische Pflicht und die gegebenen Gesttze bestimrueu
-lassen . Sie würden ihre Pflichten gröblich verletzen, wenn sie
sich durch Einwirkungsversuche wie die hier geschil¬
derten , irgendwie beeinflussen ließen.

Verein Deutscher Zeitungsverleger
(Herausgeber der deutschen Tageszeitungen ) E . B.

Würden wir aber rein mechanisch alle Kredite abdrosseln, dann
ist die Gefahr da, daß die ohnehin sehr erregte Bevölkerung da»
nicht versteht, daß die Einflüsse der Rechts - und Linksradikalen
auf diese Bevölkerung stärker werden, daß wir dort also zu
höchst gefährlichen Gärungen und Unruhen kommen.

Auf der anderen Seite kann die Finanzwirtschaft nicht ge¬
sunden. wenn diese Ausgaben in der bisherigen Weise fort -
gehen. Ich muß es doch aussprechen: Nach allen Jnformatio -
nen , die mir zugänglich sind, wird die verhältnismäßige Geld-
flüffigkrit aus dem Markte und werden die sehr starken Devisen»
anfordrrungen an der Börse wesentlich im Zusammenhang ge¬
bracht mit den starken Ausschüttungen im besetzten Gebiet .
Wenn eine Änderung auf dem Geld- und Devisenmarkt erfol¬
gen soll, so muß unbedingt dafür gesorgt werden, daß die
Mittel für das Rheinland gekürzt werden. Ich habe gesagt,
wie ungeheuer schwer eine solche Kürzung ist ; aber ich glaube ,
es ist jetzt ein Weg gefunden, auf dem wir zu erheblichen Ein¬
schränkungen der Summen kommen werden, die in das besetzte
Gebiet fließen, Einschränkungen, die auch für die so sehr lei¬
dende Bevölkerung noch erträglich sein werden. Zusammen -
faffend wtll ich sagen, daß finanziell die Besetzung und ihre Fol¬
gen außerordentliche Anforderungen stellen , die in der Vorgefun¬
denen Form auf lange Dauer von den Finanzen nicht ertrage «
werden können. Mit demselben Nachdruck aber muß ich er¬
klären, daß auch alle anderen Ausgaben bis aus das Matz, da»
5
ür die unmittelbare Erhaltung deö Reiches notwendig ist, ge»
raffelt werden müssen . Ich Hobe eine Reihe bestimmter Maß¬

nahmen im Auge, die eine starke flnanzielle Wirkung haben
werden . Es werden harte Maßnahmen sein , aber sie werden
und rnnssrn durchgesetzt werden, sonst wird niemand die Ver¬
antwortung für die Führung des Finanzministeriums über¬
nehmen können.

Ich will an die finanziell' unerträgliche und rasch zu besei¬
tigende Wirtschaft mit den Bauzuschüffrn erinnern . (Sehr rich¬
tig ! ) Dabei spielt die Wohnungsbauabgabe keine nennenswerte
Rolle. So zahlen wir in Wirklichkeit augenblicklich sehr viel«
der Bauten , die im Deutschen Reich errichtet werden, zn«

große« Teil aus ReichSmitteln. Das ist ein Betrag , der jetztin die Billionen geht und für den Deckung nid)t vorhanden ist.
E» muß endlich die Überzeugung iu die Volksmassen hinein-

getragen werden, daß es keine schlimmere und ' keine ärgereSteuer gibt als die JnflattonSstenrr . (Sehr richtig !) Dem¬
gegenüber ist jede Steueranspannung eine Wohltat, die mandem Volke erweist, ist eine jede Ausqabenbeschränkung, wenn
sie auch im ersten Augenblick noch so hart erscheinen mag, auf
die Dauer ein Dienst am Volke gegenüber dem Fortrasen
dieser Mordmasckine, der Rotrnprrsse . Wenn das nicht in die
Köpfe des Volkes hineingehämmert wird, wenn das Volk nicht
endlich dazu erzogen wird, daß es verstehen lernt , daß die In¬
flation das wahre Unglück ist, wenn das Volk bei diesen Dros¬
selungsmaßnahmen nicht mittut , dann gibt es für uns über¬
haupt keine Rettung mehr. Es ist die Ausgabe aller Wirt -
schaftskreise: der Gewerkschaften , der Industrie , der Landwirt¬
schaft , diese Überzeugung in die Massen zu bringen und ihnen
zu sagen, daß es überhaupt nur auf diese Weise eine Hilf«
gibt und nicht durch irgendwelche technischen Mittel oder an -
geblich rettende Erfindungen . Man muß verstehen lerne«, daßeine anständige und ehrliche Finanzgebaruug allein der Weg
ist, der zum Ziele führt . (Lebhafte Zustimmung.)

Der Reichsfinanzminister ging dann auf die Frage der Er¬
werbslosigkeit über . Die Erwerbslosenversicherung liegt jetztim Reichstag . Der finanzielle Teil der Vorlage muß in der
einen oder anderen Weise in ganz kurzer Zeit zur Erledigungkommen. Wenn man vom Finanzminister verlangt, daß er nur
noch produktive Arbeitslosensürsorge leistet , so muß man sich
auch darüber vollständig klar sein, daß wirklich produktive Er »
werbslosensürsorge infolge der sachlichen Kosten, die sie erfor¬dert, vie-»eicht das 8- bis lüfache der bloßen Unterstützung be¬
deutet . (Sehr richtig! ) Auch auf der anderen Seite muß man
sich darüber klar sein , daß es- nicht angeht, die ganze ErwerbS-
losenfürsorge allein dem Reiche aufzuhalsrn , einem Reich, daS
nahezu zahlungsunfähig geworden ist. Ich will nicht davon
sprechen , daß auch die Ausgabewirtschaft in den Ländern und
Kommunen nicht mehr so weitergehen kann. Das einzige Mit¬
tel . um hier eine Änderung zu schaffen, besteht darin , daß die
Ländern und Kommunen wieder die Verantwortung für ihre
Ausgaben erhalten . (Sehr richlig! ) DaS wird nur dann der
Fall sein, wenn sie auch die Verantwortung für die Steuern ,
also eigene Stcuerquellen haben. Unsere Sorge ist jetzt : Wir
kommen wir über die nächsten Wochen hinweg ? Wie sicher«
wir das Volk, daß nicht ein Chaos eintritt ? Wir sichern wir
die Existenz deS Reiches ? Ich sehe zwei Gefahren : Ersten»
eine Zurückhaltung der Ernte . Ich möchte die Vertreter der
Landwirtschaft deshalb bitte« , in ihren Kreisen alles daran zu
setzen , daß der Erntezufluß in die Städte erfolgt. Und noch
ein anderes , das zurückführt zu dem Thema der Währungs¬
frage . Es ist ganz sicher, daß Tendenzen zur Annahmeverweige¬
rung der Papiermart bestehen . Man soll der Bevölkerung, statt
ihr fortwährend zu sagen , jetzt kommt ein neues Zahlung»,
mittel , und das wird die Rettung bringen, ganz offen sage«,
daß auch das neue Zahlungsmittel allein nicht sofort Rettung
bringen kann » sondern daß dazu die anderen Maßnahmen not¬
wendig sind, von denen ich frühen gesprochen habe .

Es handelt sich, wie gesagt, augenblicklich um die kritischste
Periode , die seit Gründung des Reiches überhaupt da war , viel-
leicht um die kritischste Periode , die in der Existenz eine¬
großen Volkes je gewesen ist. Wenn das Reich zugrunde geben
sollte, gibt es auch keine deutsche Wirtschaft mehr. (Sehr ruh-
tigl ) Alles , was wir heute fordern, ist nichts anderes als die
Bersicherungsprämie , die Sie sich selbst zahle ».

Im Verlaufe der Debatte machts nach dem Reichsfinanz-
minister Reichswirtschaftsminister v . Raumer Ausführun¬
gen über die Devisrnfrage : In einem Lande, wo die
Ausfuhr zurückgegangen, der Einfuhrbedarf aber konstant ge¬
blieben sei, mutzte ein erhöhter und ungedeckter Devisenbedarf
vorhanden sein. Die Einfuhren von Nahrungsmitteln , von
Texlllien , von englischen Kohlen müßten aber weiter laufen .
Deshalb sei es sehr wohl erklärlich , daß Erscheinungen auf dem
Devisenmarkt eingetreten seien , wie sie sich heute zeigten. SBo»
demgegenüber geschehen könne, sei im besten Falle Abmilde¬
rung dieses Zustande ». Ein allgemeines Einfuhrverbot sei we¬
gen der damit verbundenen unabsehbaren Konsequenzen un¬
durchführbar . Das Mittel , welches der Öffentlichkeit im all¬
gemeinen entgangen sei, sei aber in den Ausführungsbesttm-
mungen zur Devisenverordnung gegeben : Auf Grund der Hcr«.
delskammerbescheinigungen dürfen Devise » gekauft werden, um
den betreffenden Betrieb auf jeweils zwei Monate mit Roh¬
stoffen und Halbzeug zu versorgen. Diese Kontrolle erfolgt
tatsächlich und sie wird weiterhin geübt. Es wird, wenn eine
ausreichende ' Bevorratung vorhanden ist, die HandÄskammer-
bescheiniaung einfach entzogen. Diese Möglichkeit der Einfuhr¬
beschränkung sei die einzig wirksame . Der Devisenkommiffar
sei bereits eingesetzt .

Im übrigen wies der Minister auf die Mittel hin, die zur
Erleichterung der Devisenlage beitrage» könnte». Insbesondere
wies er dabei auf den Steinkohlenbergbau im unbesetzten Ge¬
biet hin , da durch dessen Mehrförderung der Einfuhrbedarf der
englischen Kohle herabgesetzt werden könnte.

*
Nach längerer Debatte wurde die vom Arbeitsausschuß für di«

Währungsftage vorgeschlagene Entschließung mit Stimmen¬
mehrheit noch im 1. Punkt ergänzt, so daß dieser Absatz nun
folgendermaßen lautet :

„Die Wiederherstellung und Erhaltung eines wertbeständt»««
ZahlnngSmittels , das die Bedürfnisse von Staat »ad Wirt¬
schaft befriedigt , ist ohne Beseitigung der Defizitwirtschast bet
den öffeniliche« Gewalten , die eine weitgehende Entlass««» der
dort Beschäftigten zur Voraussetzung hat, und ohne die Heran¬
ziehung oller Schichirn des deutschen Volke» nach dem Grcttw

j ihrer Leistungsfähigkeit zu höheren prodnktioe « Arbettsleist«»-
l gen nicht möglich .

"



MeLtere Stimmen zur: ~ > ikgnzlerrede ' '
. Die Pariser Presse fährt fort , sich mit der letzten Rede Sire ».iemannS zu beschäftigen . Die Glätter stellen . ausnahmslo¬

se nack ihrem Standpunkt , mit Bebauern oder mit Befriedi¬gung, fest, daß die Vorbedingungen für den Beginn der regel¬rechten Verhandlungen mü Deutschland noch nicht ersüiltseien und auf eine rasche Regelung deshalb nicht gerechnetGerden könne . Die Auffassung der Regierungskreise wird mög¬licher Weise von dem gelegentlich offiziösen ^L 'homme Libre "
wiedergegeben. Das Blatt führt aus : Krankreich wolle dieSchwierigkeiten, mit denen der Reichskanzler zu rechnen hat,nicht vergrößern : Es erkennt an , daß dank Stresemann eineBesser «», der deutsch-französischen Beziehungen eingetretensei, wodurch die Fühlungnahme zwischen dem französischenBotschafter und dem Kanzler ermöglicht wurde , die unterCuno nicht möglich gewesen wäre . Frankreich wolle Zahlungenerlangen und nicht den Ruin Deutschlands , aber es müffe anden Grundsätzen, die die Basis feiner Politik bilden , feschalten .Es gehe zu weit , wenn Stresemann einen Preis für die Ein¬stellung des passiven Widerstandes fordere, obgleich er die Un¬haltbarkeit der Widerstandspolitik selbst einsehe und obgleichder Widerstand ohnedies seinem Ende entgegengeht.

Der „Matin " erklärt , daß der völlige Zusammenbruch deSpassiven Widerstandes nahe bevorstehe. Frankreich könne sichalso nach Belieben mit den Bewohner» des RuhrgebieteS eini¬gen oder sich mit der Berliner Regierung verständigen , fallsStresemann verständige Vorschläge macht. Einstweilen könnevon solchen keine Rede , sein , da Stresemann den Verzicht aufden Widerstand noch von Bedingungen abhängig macht.
Die extrem-nationalistischen Organe fordern die Regierungdringend auf , an der bisherigen Politik festzuhalten und sichnicht durch Stresemann zu einer gefährlichen Verständigungverlocken zu lassen . Sie warnen die Regierung besonders da¬vor, der Behauptung Glauben zu schenken, daß Deutschlandbald in die völlige Anarchie verfallen würde und daß darausfür Frankreich Gefahren entstehen könnten.
Die Organe der Linken werfen Poincare vor, den gutenWillen Stresemanns nicht ausreichend anerkannt zu habenund daß . er nichts tue , um eine Verständigung mit Deutschlandzu erreichen,
„Ere Nouvellr" erklärt mit einem Seitenhieb auf die ge¬strigen Ausführungen des „Temps ", die StresemannschenAusführungen hätten nur diejenigen enttäuschen können, derenPolitik auf die Zerstückelung Deutschlands gerichtet sei . DerKanzler habe zum ersten Male wirklich positive Vorschlägegemacht. Was man daran auch im einzelnen auszusetzenhaben möge, die Tatsache selbst, daß solche Vorschläge gemachtworden seien, sei ein historisches Ereignis . Die deutsche Re¬gierung habe nunmehr den Beweis erbracht, daß es ihr ernstsei um eine Verständigung und jeder Franzose , der wirklichnur das Interesse Frankreichs im Auge habe , müffe anerken¬nen, daß die Vorschläge deS Kanzlers «ine Basis für ein«Diskussion böten. Wenn Poincare auch diesmal wieder durchseinen Starrsinn eine Lösung verhindere , dann würde dies in

Frankreich kein vernünftiger Mensch verstehen.
„Oeuvre" stellt an Poincare die Frage , ob sein Ehrgeizdurch die letzten Erklärungen des Kanzlers noch immer nichtbefriedigt sei oder ob die deutsche Regierung in ihren Wortenund Gesten noch weiter gehen müffe. Für die demokratischenKreise Frankreichs handle es sich nicht um eine Frage desPrestige und der Eigenliebe , sondern darum , was Frankreichnunmehr zu tun habe, um endlich zu Resultaten zu gelangen .Zwei Äsungen ständen einander gegenüber : die von Poincarein seiner Rede in Damvillers empfohlene, die sich in die For¬mel zusammenfaffen laffe : „Frankreich steht in der Ruhr undwird dort bleiben" und der von Stresemann borgeschlageneAustausch des lokalen Pfandes in der Ruhr gegen realisier ,bare Garantien . Die Potncaresche Lösung beruhe auf dex

Voraussetzung, die Ruhr zum Vorteil Frankreichs auszubeu¬ten , was nach wie vor unsicher fei und selbst im besten Falleund nach Poeincares eigenem Eingeständnis nicht äusreichenwürde , Frankreich bezahlt zu machen. Deshalb verdiene dievon Stresemann angeregte Lösung entschieden den Vorzug.Sie spare zunächst einmal Frankreich 60 Millionen monatliche
Ausgaben und sichere ibm eine tägliche Lieferung von 40 000
Tonnen Kohlen und Koks an Stelle der 16 bis 20, die es sich
jetzt selbst mit wachsenden Schwierigkeiten zusammensuchenmüffe.

*
Von den englischen Blättern stellt die „ Morning Post "

fest ,daß Stresemanns Politik wesentliche Fortschritte Herbeigeführt
habe. Die deutsche Regierung sehe jetzt ein, daß eine Sanie¬
rung der Finanzen nur möglich sei . wenn der passive Wider¬
stand aufhöre . Der Ruhrkonflikt könne aber nur zu Ende ge¬bracht werden, wenn die deutsche Regierung bereit sei , Frank¬
reich davon zu überzeugen, daß sie aewillt sei, Rcvarotionen
zu leisten, und entschlossen sei , die leistunossähigen Industriel¬len und Landwirte zur Zahlung der Steuer beranzuziehen .Trotz des Widerstandes von rechts und links sei Stresemann im
Begriff , dieses Programm durchzuführen . Zeige eine deutsche
Regierung in dieser Richtung erst Energie , so werde sich bald
Heraussteilen, daß weder die Kombination Helfferich- Ludendorff !
noch die deutschen Kommunisten Kräfte ^sien. die etwas gegen Jeine deutsche Negierung , die von einer breiten , Parlament «- !
rischen Basis getragen werde, ausrichtcn können. Das konser - '
vative Matt , das vielfach Informationen ans Regierungskreisen !
empfängt und in seiner Stellungnahme gegenüber Deutschlandseit dem Kabineitswecksel viel offensiver geworden ist, betont
zum Schluß ausdrücklich , daß man in '

englischen amtlichenKreisen mit besonderer Genugtuung von den Besprechungendes Reichskanzlers mit dem französischen Botschafter und dem
belgischen Gesandten in Berlin Kenntnis genommen habe.England sei von dem Inhalt dieser ernsten Unterredungenseitens der beteiligten Regierungen orientiert .

[Politische Neuigkeiten .
Reich und Länder

Unter dem Vorsitz des Reichsinnenministers fand in Berlin« ne Sitzung des Reichsratsausschuffes für innere Verwaltung izur Beratung von Angelegenheiten der inneren Politik statt, lzu der die Innenminister der Länder erschienen waren . Der !
Reichsminister des Innern betonte einleitend, daß es die be- isondere Aufgabe seines Amtes sei, die Beziehungen des Reichs jzu den Ländern zu pflegen. Die Reichsregierung sei fest ent- jschlossen, die Zuständigkeit der Länder zu wahren . Gegenüberden schweren Gefahren an Rhein und Ruhr , wo wertvolle Ge¬biete des Reiches ernstlich bedroht seien, müsse ein fester ein¬heitlicher nationaler Wille aufgebracht werden . Namens derReicksrcgievung bitte er alle Länder , zusammenznstzebenund derReichsregierung zu helfen, diese geschichtliche Aufgabe zu mei¬stern. An der Aussprachebeteiligten sich die Innenminister allerLänder . Es wurden wertvolle Anregungen und Erfahrungenausgetauscht. In seinem Schlußwort konnte der Reichsinnen¬minister die weitachende Übereinstimmung der Anwesenden mitder Reichsregierung feststellen .

Etn Befehl des Rcichsweh«Ministers ~
Reichüwchrmtnjster Dt . Gehler erläßt folgenden Befehlr - An-die Reichswehr! Es ist verständlich, daß in letzter Zeit Wilde- Gerüchte aller Art die öffentliche Meinung erregen . Diese be¬schäftigt, sich auch mit. der Reichswehr alS dem letzten Mittel -von Reich und Staat zur Ausrechterhaltung der Verfassung/Recht und Ordnung . Häufig behaupten -verfaffungSfeindlicheOrganisationen Verbindung mit der Reichswehr zu haben in -der durchsichtigen Absicht , dadurch verfassungstreue Kreise fürihre trüben Zwecke zu gewinnen . Im Interesse des Baterlan .des und der Truppe muß ich diesen Treibereien entgegentreten .Bon mir find derartige Verbindungen durch klare Befehlelängs« perboten . "

Ich habe dies wiederholt öffentlich insbesondere im DeutschenReichstag zum Ausdruck gebracht. Wo Verbindungen der er¬wähnten Art wirklich einmal bestanden haben , find sie gelöst.Verfehlungen einzelner Persönlichkeiten, die sich gelegentlich daund dort mißbrauchen ließen und dafür hart bestraft wurven ,vermögen daran nichts zu ändern . Wie der Herr Reichspräsi¬dent zuletzt am BerfaffungStage, so habe ich mich selbst immerund überall für die Ehre und Pflichttreue der Truppe gegen¬über allen Angriffen verbürgt . Ich bin auch überzeugt , daßauch in der kommenden schweren Zeit die Ehre des deutschenSoldaten blank bleibe. In diesem Vertrauen weiß icb micheinig mit dem Herrn Reichspräsidenten, dem Herrn Reichs¬kanzler und der ganzen Reichsregierung . Wir sind deshalbgewiß, daß es gelingen wird , etwaige Versuche , unser Vater¬land in neues Unglück zu stürzen — woher sie auch kommenmögen — im Keime zu ersticken. gez . Dr . Geßler .
*

Dem „Vorwärts " zufolge wurde dem Kabinett die Angele¬genheit Geßler -Zeigner unterbreitet . Die Reichsregierung wird
wahrscheinlich eine Erklärung veröffentlichen, in der sie jedeVerbindung der Reichswehr mit illegalen Organisationen aufdas strengste untersagt und den Geheimbündlern schärfstenKampf ansagt.

Verordnungen des Devisenkommissars
Der Kommissar für Devisenerfaffung teilt mit , daß entgegenanderslautenden Nachrichten die Frist für die Ablieferung aus¬ländischer Bermögensgegenstände nicht verlängert worden ist.Der Rest der Abgabe ist somit am 18. November 1923 zu erle¬digen. Dagegen ist die Frist znr Abgabe der nach der Verord¬nung des Reichspräsidenten vorgeschlagenen eidesstattlichenVersicherung bis 30. September verlängert worden.
Nach einer Verordnung des Kommissars für die Devisener¬faffung unterliegen der Anmeldrpflicht bis auf weiteres nichtGold und Platin und deren Legierungen , sofern der gesamteBetrag 60 Goldmark nicht übersteigt, Silber und deren Legie¬rungen , sofern der gesamte Betrag 100 Goldmark nickt über¬steigt. Ferner Gold- und Silbermünzen , die aus besonderemAnlaß geprägt worden sind (Denkmünzen sowie Kunstgegen¬stände) . Die der Anmeldepflicht unterliegenden Edelmetallebrauchen nicht angemeldet zu werden , sofern sie bis zum 29.September bei den Reichsbanknebenstellen abgeliefert wordensind .

Unmoral «. Verschwendung beim Ruhrkampf
Über die Mißwirtschaft, die auf deutscher Seite mit denRuhr - und Rbeinkrediten getrieben wird, urteilt das „KölnerTageblatt "" wie folgt : „Wer das große Elend und die riesen¬hafte Unmoral , die wir im Westen mit der Politik des passivenWiderstandes erkaufen mutzten, ständig vor Augen hat, dermuß dem Währungsausschusse des Reichswirtschastsrats dank¬bar sein, der die. Dinge beim richtigen Namen genannt hat .Voraussetzung für jede Besserung ist die Beseitigung der Defi¬zitwirtschaft drr öffentlichen Gewalten . Diese Defizitwirt¬schaft ist im besetzten Gebiet durch staatspolizeiliche Maßnah¬men zum System erhoben worden. Und deshalb schließen wiruns den Forderungen des Währungsausschuffes des Reichswirt¬schaftsrates an . Die Ausgaben für den Ruhrkampf sind sofortauf das unbedingte Maß zu beschränken , die für Ruhrzweckezur Verfügung stehenden Gelder sind zu kontingentieren undihre Verteilung ist unter Kontrolle eines kleinen, mit diktatori¬schen Vollmachten versehenen Ausschuffes zu stellen. Bedauernmüssen wir es, daß diese Forderungen nicht von den politischenFührern des Rheinlandes ausgegangen sind ."

*
Essen , 14. Sept . Auf dem von den Franzosen besetzten Zechen„Viktor" und „ Ickern" bei Rauxel ereigneten sich am 11. und12. September mehrere schwere Unglücksfälle, wodurch bei demersteren Ungücksfall acht Arbeiter zu Tode kamen. Am 13.September ereignete sich auf Schacht 3 und 4 der Zeche „Vik¬tor " eine Grubenexplosion, bei der 40 Arbetter tödlich verun¬glückten , darunter der als Geisel eingefahrene ObersteigerSchulte. Auf der Zeche „Viktor" Schacht 1 und 2 riß ein För¬derseil, wodurch 4 Arbeiter tödlich verunglückten.

Die Finanznot de« Städte
Der Deutsche Städtetag teilt über die Finanznötr derStädte folgendes mit :

Sieg der Militärpartci in Spanien
• Nach den -a-us - Spanien vor! «egenden Meldungen hgj .

'
König das van der Mtlitärpartei vorgeschlagenc Direktorsangenommen . Präsident wurde der Kommandant vontonten, Generalkapitän Prim » de Riverä . Köny Alfons fa»' ferner den Vorschlag des Generalkapitäns , den Belagern »^- znstpnd über ganz Spanien auszudehnen , angenommen . Dg,Kabinett Achucemas hat seine Demission erst gegeben, nachrdem der König Bedenken Geäußert hat , die Generäte , bieTo*der Spitze des Aufstandes stehen , abzusetzen .

Die öffentliche Ordnung in Spanien ist nirgends erhebst^gestört «» oben und die Erklärungen der Ausständigen lassenkeinen Zweifel, daß weder der Tst - ' n noch die Person desKönigs gefährdet sind . Die Beweg : g soll mehr- in der Un,zufriedercheit über die wenig glückliche Führung der MarotstsPolitik als in innerpolitischen Motiven ihren Ursprung haben .Das Exekutivkomitee der Sozialistischen Partei und die Lei¬tung der Gewerkschaften haben an die Arbeiterschaft einenAufruf erlassen, sich jeder Beteiligung und Uirterstützung derrevolutionären Bewegung zu enthalten und die Entwicklung inRuhe abzuwarten .
*

Eine sehr interessante Äußerung zur spanischen Krisis bringtein französisches Blatt . Der „Quoditidien " f ührt nämlichu . a . aus , das Pronunciamento der spanischen Generäle
sei nur eine neue Kundgebung der Entfaltung des Militarist :,schen Geistes in der Welt , und Frankreich, das sein- marokta-
nisches Unternehmen in so grausamer Weise ausgedehnt hat,könne nicht behaupten , daß es von jeder Verantwortung freisei . In letzter Linie ist es die Tatenlosigkeit der demokratischenMächte selbst iw den Ländern , wo sie die Herrschaft haben, ihrePassivität , die überall die Brandstifter ermutigt . Werden sieerwachen, bevor die Klammen offen qusgebrochen sind? " —Der „Petit Parisien " fragt sich , ob Spanien jetzt auch bereit
sei, wie zuerst Griechenland und Italien , zu einer Ausnahme»regierung Heine Zuflucht zu nehmen.

Die Adriakrisen
Es wird jetzt bekannt, 8aß die Botschafterkonferenz beschlos¬sen hat, von der italienischen Regierung die Räumung Kor¬fus bis spätestens 27. September zu verlangen . Dagegen istbestimmt worden , daß, wenn die interalliierte Kontrollkommis¬sion zu der Überzeugung kommen sollte, daß die griechischeRegierung den ihr auserlegten Verpflichtungen zur Ermitte¬

lung der Attentäter von Janina nicht loyal Nachkommen sollte ,die alliierten Regierung sich verpflichten, den von der griechi¬
schen Regierung hinterlegten Betrag von 50 Millionen Lire
zugunsten Italiens als Sanktionsmaßnahme zu beMag -
nahmen .

Mussolini hat der Botschafterkonferenz geantwortet , daß die
italienische Regierung , „von aufrichtigem Friedenswillen be¬
seelt"

, beschlossen habe, mit der Räumung Korfus am 27 . Sep¬tember , dem von der Wotschafterlonferenz als letzten Termin
zum Abschluß der griechischen Untersuchung festgesetzten Da¬tum zu beginnen . Sollten am 27 . September die Schuldigenam Attentat gegen die italienische Mission nicht ermittelt seinoder sollte an diesem Zeitpunkt noch nicht festgestellt sein, daßdie griechische Regierung bei der Verfolgung der Mörder sichkeinerlei Nachlässigkeit, hat zuschuiden kommen lassen, so istdie italienische Regierung der Ansicht , daß es mit der Moral ,der Gerechtigkeit und selbst der Würde Italiens nicht vereinbarwäre , wenn Italien auf das Pfand verzichten würde , das eS

sich genommen hat , um sich Genugtuung zu verschaffen. Die
italienische Regierung ersucht die Botschafterkonferenz, schonjetzt zu beschließen , im Falle der oben erwähnten Eventuali¬täten Griechenland als Strafe die Zahlung einer Summe von
fünfzig Millionen Lire an Italien aufzuerlegen . Italien wird
dagegen darauf verzichten, den vorgesehenen Schritt beim In¬ternationalen Gerichtshof im Haag zu unternehmen , was je¬
doch nicht verhindern , wird, daß die italienische Regierung beim
Internationalen Gerichtshof im Haag das Begehren um Rück¬
erstattung der Kosten für .die militärische Besetzung von Korfuund der benachbarten Inseln stellen wird ."

Über diesen Verlauf der Dinge sind die italienischen Faszisten-
blätter . sehr unzufrieden . Der „Nuovo Paese " drückt die weit¬verbreitete Enttäuschung aus und beklagt, daß Italien keinen
einzigen Freund , sondern alle großen und kleinen Mächte gegen
sich habe. Neben England als Haupturheber dieser unbefrie¬
digenden Lösung wird insbesondere Frankreich angegriffen ,weil es in der Botschafterkonferenz umsiel, um England fürseine Ruhrpolitik zu gewinnen.

■■m

Ikurze madbriebten
v. Raltzan Vertreter des Reichsaußenministers . Nach derBerliner "Zeit " ist dem Staatssekretär im Auswärtigen Amtv. Maltzan für die Zeit der Führung der Geschäfte des Außen.Ministeriums durch den Reichskanzler die ständige Vertretungdes Außenministers übertragen worden.Die Finanzausschüsse des Deutschen und des PreußischenStädtetages waren durch die Finanzkalamität . die in den letz¬ten Wochen die Städte vor überaus schwierige Aufgaben ge¬stellt hatte, genötigt, zu einer Sitzung in diesen Tagen zu-fammer .zutreten . Die Grundursache der Not der Städte siegtin der Gesetzgebumg des Reiches, die die Städte durch Entzie¬hung der eigenen Einnahmen zu Kostgängern des Reiches ge«niacht hat . Ilntcr Hinweis auf die unerträglichen Finanzver¬hältnisse in den Städten fordert der Finanzausschuß wieder¬holt mst größtem Nachdruck, daß Via geltende Gesetzgebungüber die Verteilung der Steuerquelle « auf Reich , Länder undGemeinden mit größter Beschleunigung einer grundlegendenRevision unterzogen und den Städten wieder eigene Einnah .Men zugewiestm werden, mit denen sie Wirtschaften und aufdie gestützt sie mit Verantwortung auch ihre Ausgabenwirt ,schaft einrichten können. Die Ausschüttung der den Gemein¬den nach den Landessteuerantesten zustehenden Anteile anReichseinkommensteuer und an der Rcichsumsatzsteuer vollziehtsich leider vielfach so langsam , daß die Städte ihre Anteile vielzu spät erhasien , nachdem sie stark entwertet sind . Verbesse -rrrng des Geschäftsganges wird vom Finanzausschuß für drin¬gend notwendig gehalten . In der Zwischenzeit können dieStädte nur durch Hilfskredite aus der Reichskasse liquid gehal¬ten werden. Grundsätzlich hat das Reich seine Verpachtungdazu anerkannt . Der Zahlungsmittelnoi in den letzten Wochewwaren die vorhandenem Zahlungsmitteit bekanntlich nicht ge¬wachsen . Wenn es gelungen ist, den Zahlungsverkehr in derWirt, «hast ausrecht zu erhalten , ist es vor auem oem Ei .igrej-fen der Städte zu danken, die der Geldwirtschaft in Zusam¬menarbeit mit der Reicksbank zur Hilfe kamen. Wie bei Reichund Staat geht der große Geldbedarf der Städte vor allemauf die notwendigen Besoidungs- und Lohnzahlungen zucück.Der Finanzausschuß tritt durchgv.s dem Standpurckt desRcichsfinanzministers bei, daß unter den gegenwärtigen Um-ständen auch die Beamtcngehälter nicht mebr auf drei Monateim voraus ausgezahlt werden können, sondern daß die Ver¬hältnisse dazu zwingen, auch bei den Beamten auf die en -mouatliche Zahlung überzugehen.

i Verdoppelte Erhöhung der Postgebühren . Aus dem Reichs¬postministerium wird mitgeteilt , daß die kürzlich bekannt gege -! benen neuen Gebührensätze im Telegraphen - u . Fernsprechverkehr,j die am 10. September in Kraft treten sollten , wegen der in-
I zwischen weiter fortgeschrittenen Entwertung der deutschen: Mark mit Wirkung vom gleichen Tage verdoppelt werden müs-
j sen-
j Verdreifachung des Brolpreifes . Mit Wirkung vom 17. Sep -i tember wurde der Abgabepreis der Reichsgetreidestelle für daS
! von ihr den Komunälverbänden zur Markenbrotversorgung ge-! lieferte Getreide auf einen Durchschnitt von 700 Millionenfür die Tonne festgesetzt . Auch die Reichsgetreideverwaltungmuß sich der rapiden Markeniwertung ebenso wie die übrigenReichsdevwaltungen (Post, Eisenbahn usw. ) setzt in kurzenAbständen ihre Abgabepreise den veränderten Geldverbältnis -sen anpaffen . Infolge des letzten Marksturzes betrug der Ab¬gabepreis wenig mehr ä 's don 40. Teil des am 7 . September! rotierten Preises für Roggen an der Berliner Börse . Di»
i Markenbrotpreise werden etwa um das dreifache des bisheriger: Preises steigen .
! Einführung der Wahlpflicht in Preußen . Bei der Beratungi des Landtagswahlgesetzes im Verfassungsausschuß des preu -! ßischen Landtags wurde mit großer Mehrheit in vorläufiger! Abstimmung die Einführung der Wahlpflicht beschlossen.
J Steigende Arbeitslosigkeit . Aus den Ausschußberatungen de»
! Reichstages über die Frage der Erwerbslosenfürsorge geht her-
j vor, ldaß die Zahl der Erwerbslosen von 185 000 am 1 . Juli! 1923 auf 300 000 am 1. September gestiegen ist und daß eine! gewaltige weitere Steigerung in Aussicht steht. In Sachsen
j soll stellenweise die Hälfte aller Betriebe stillgelegt werden.! Die Gesamtausgaben des Reiches für die Erwerbslosenfürsorge
; sind in dieser Woche bereits auf sechs Billionen täglich gestiegen,
j Nach längerer Beratung des Ausschusses wurden mehrere Ent -> schließungen angenommen , in denen die Regierung ersuchtwird, eine produktive Arbeitslosenfürsorge schnell und nach-

drücklichst zu fördern , und der Stillegung von Betrieben «nt-gegenzuwirkcn.



. jtafaätgat * ’ an M Äreuer ' ttlldchnicht ; entrichtet hatte, wurder

- a« verschiedenen «erjebrsreichen Steven der Stadt die Kraft -
von einem großen -PofizeiaMebot festgehalten. . In 88
wurde festgestellt . daß die Inhaber ihrer Achzabepsücht

SiM»«
^icht nachgekommen waren .

Wilhelm Pfannkuch st. Der langjährige sozialdemokratische

Reichirtasieablwordnete ^
in Berlin , Stadtverorlmercr so¬

wie jetziger Sekretär des sozialdemokratischen Partei¬
vorstandes, Wilhelm Pfannkuch , der Nestor der sozialdemo¬

kratischen Partei , ist in Berlin iw Älter von 88 Jahren ge«

»otBen . Pfannkuch stammt aus Kassel und war ursprünglich
Tischler . Frühzeitig gehörte er bereits den: Reichstag an .

Oberberghauptmaun von Belsen +. Im Alter von 78 Iah .

ten starb in Berlin der frühere Oberberghauptmann und Mi¬

nisterialdirektor im preußischen Handelsministerium , Wirklicher

Geheimer Rat Gustav von Seifen ; Er hat fast zwei Dezennien

an der Spitze des preußischen Bergbaues gestanden und wäh¬

rend dieser Zeit den Einfluß des Staates auf den Bergbau

durch technische, wirtschaftliche und gesetzgeberische Maßnahmen

sehr erweitert . 1917 trat er nach bvjähriger Dienstzeit in den

Ruhestand.
Gertrud Bäumer , die an diesem Mittwoch ihren 80. Geburts¬

tag feierte, hat aus diesem Anlaß von dem Reichspräsidenten
Ebert ein herzliches Glückwunschschreiben erhalten , in dem eS

heißt: „Dankbar gedenke ich hierbei , der unermüdlichen Arbeit,
die Sie auf sozialpolitischem Gebiete entfaltet habe, und der

großen Verdienste, die Sie sich um . die Weiterentwicklung der

deutschen Frauenbewegung und die Förderung der Frauenbil¬
dung erwarben .

"

Die Schlüsselzahl für den Anzeigenpreis in den deutschen
Tageszeitungen würde vom Verein Deutscher Zeitungsberleger
kür die Zeit vom 18. September bis 21 . September auf 12 000

festgesetzt. ■
Die Schlüsselzahl im Buchhandel beträgt vom 18 . September

ab 11 Millionen .
Die endgültige Lohnmeßzah! für die Reichsarbeiter wurde

auf Grund der heute abgeschloffenen Verhandlungen mit den
Spitzei.organisationen aus 8223 festgesetzt .

Die Bergarbeiterlähne . Die Durchschnittslöhne in den
Kohleubergbaubezirkenfür die Lohnwoche vom 10. bis 17 . Sep¬
tember wurden durch Schiedsspruch eines dom Reichsarbeits¬
ministerium eingesetzten Schlichtungsansschuffes emschliesstich
des Hausstands - u . Kindergeldes im Rubrbezirk auf 66 Millio¬

nen, im oberschlesischm Steinkohlenbezirk auf 44 913 813 Mark ,
im sächsischen Steinkohlenbezirk auf 43109798 Mark und in
den Kernreviereu der mitteldeutschen Braunkohler -bezirks auf
40 683 706 Mark je Schicht festgesetzt.

Wrrdiscke 'Aebersicbt
Sie neuen Steuergesetze

Es sind in den letzten Tagen von Berufsverbänden und aus

Berufskreisen aller Art zahlreiche Eingaben und Proteste ge¬

gen die Durchführung der neuen Steuergesetze beim Reichs¬

finanzministerium eingegangen . Zum großen Teil wird darin

Abänderung der einzelnen Gesetze oder wenigstens Hinaus¬

schiebung der Zahlungsfristen vor der Durchführung der Steuer

verlangt . Das Reichsfinanzministerium ist nicht in der Lage ,

diese Gesuche im einzelnen zu beantworten . Stattgeben

könnte es überdies den Wünschen doch nicht, da es als Ver¬

waltungsbehörde lediglich die Aufgabe hat , die von dem Reichs¬

tag übrigens einstimmig angenommenen Gesetze beschleunigt

zur Durchführung zu bringen . Außerordentlichen Härten im

Einzelfall wird im Rahmen der bestehenden Gesetze Rechnung

getragen werden.
Eine große Reihe Steuerpflichtiger hat ferner unmittelbar

beim Reichsfinanzministerium um Stundung oder Erlaß nach-

gesncht . Diese Gesuche sind den Landesfinanzämrern zur zu¬

ständigen Erledigung übersandt worden. Es wird aber darauf

hingewiesen, daß durch die Einreichung solcher Gesuche die Ver¬

pflichtung ziv Zahlung nicht aufgeschoben wird, und daß , ,n

Falle der Ablehnung der Gesuche die Folgen der verspäteten

Zahlung (Zuschläge usw.) nicht vermieden werden . In diesem

Sinne sind auch die Gesuchsteller vom Reichsfinanzministerium
verbeschieden worden.

Gebäudeversicherung |
P .A. Unter der Auswirkung der ungeheuren Geldentwertung

der letzten Wochen wurde die Brandentschädigung der Gebäude¬

versicherung für die erste Augusthälfte auf Das 200 000fache ,
für die zweite auf das 900 000fache der Friedensverficherungs -

snmme festgesetzt . Für Anfang September wird , den inzwischen
eingetretenen weiteren Preissteigerungen folgend, der Zuschlag

erheblich höher kommen. Bei sparsamster , sinngemäßer und

vernünftiger Bauweise reichen nach den Erfahrungen der Ge¬

bäudeversicherungsanstalt die Zuschläge in der Regel aus , die

Wickeraufbaukosten zu bestreiten. Notwendige Voraussetzung
dabei ich daß sich der Vrandgeschädigte mit den von der Anstalt
dazu gewährten Vorschüssen sofort nach dem Brande wertmög¬
lichst mit den erforderlichen Baustoffen eindeckt.

Mit der Versicherungssumme müßte natürlich die Umlage
gleichen Schritt halten . Bei einer Friedensrunlage von 18 Pf .
auf 100 M . Versicherungssumme würde die jetzt erforderliche
Umlage 13 X 900 000 = 135 000 M . auf 100 W . Friedensver¬
sicherungssumme betragen müssen . Der Gesamtbetrag aller im
Jahre 1928 vorläufig erhobener und beschlossener Umlagen
beläuft sich bis jetzt auf nur 41 200 M . Das entspricht einer
Friedensumlage von 4,8 Pf . auf 100 M . Friedensverftcherungs -
fumme . Der Um lägestedarf der Anstalt läßt sich heute nicht
mehr, wie früher , zu Beginn >des Jahres voraussehen , weil er
von der Entwicklung der Preissteigerung und der Zuschläge
abhämst. Im Gegensatz zu den sprunghaften Steigerungen
der Banpreise gehen die Umlageerhöhnngen mit mehrwöchiger
Verspätung und gegenüber den ausbezahitcn Entschädigungen
stark eniwertet ein . Die Anstalt ist darauf bedacht , Mittel und
Wege zu finden, wie man die Umlagen auch i-m Interesse der
Hausbesitzer und Mieter möglichst gleichmäßig aur das ganze
Jahr verteilen kann und eine unerwünschte Anschwellung gegen
Jahresende vermeidet. Das kann vielleicht geschehen unter
Zugrundelegung der Friedensumlage als Gruiüyahl und einer
Schlüsselzahl, die etwa dem Landesindex oder dem Eisenbahn -
wdcx usw . entspricht.

Von den 41 200 M . auf 100 M!- Friedensversicherungssumme
vorerst beschlossener Unstagen sind bis jetzt erst etwa 100 M . ein¬
gegangen. Auf einen weiteren namhaften Umlageeingang
ist erst wieder im Oktober zu rechnen. Die Gebäwdeversiche-
rungSanstalt wäre darnach außer Stande gewesen, aus den

rl ^ n i£;ce Entschädigungen zu bezahlen . Um die Brand ,
geschädigten vor Verzögerungen im Wiederaufbau zu bewah -
ren , sah sich die Gebäudeversicherungsanstalt in den letzten

Wochen genötigt - . Anlehen aufßrrttehmen, die henke schon eine«
auß -roiHentlich hohen Betrag erreicht habe« und die noch weiter .
ar . schwelldn: werden , bis der Rtnlageeingaug wiedertta , eine -
Decküngsmöglichkest verschafft. '

Arbeitgeberabgabe
. In einem Teil der Presse sind Mitteilungen über die nach
dem Gesetz - öfter' die Besteuerung der Betriebe in Höhe der
doppelten Lohnsteuer zu entrichtete Arbeitzrberabgabr ver¬
breitet worden!, die der Rechtslage nicht entsprechen und deshalb
geeignet find, den Abgabepflichtigen erhebliche Nachteile zu.
züfügen . Es wird daher nochmals darauf hingcwiefen, daß
die Arbeitgcberabgabe am 6., 16., und 23 . eines jeden Monats ,
also gleichzeitig mit der Lohnsteuer an das Reich abzuführen
ist -und zwar in bar oder durch Überweisung auch von den¬
jenigen Abgabepflichtigen, die die Lohnsteuer durch Verwendung
von Steuermarken abführen . Die Abführung hat jeweils
für die dem Fälligkeitstag vorausgegangene Monatsdekate zu
erfolgen. Erstmalig am 16. September ist also das Doppelte
der in der Zeit vom 1. bis 10. September einbehaltenen Lohn¬
steuer neben dieser zu entrichten. Sind Lohnsteuerbeträge in
der Zeit vor dem. 1 . September etnbehaiten und nichl späte¬
stens am 31 . August im Überweisungsverfahren oder durch
Verwendung . von Steuermarken an bas Reich abgeführt wor¬
den, so ist auch von diesen .Beträgen die Arbeitge-bercchgabe
zu entrichten, .Fälligkeitstermin für diesen Abgabebetrag war
der 10. September .

Die Elektrszitätsin - nstrse in Baden
Wie wir einer Abhandlung des Statistischen Landesamts in

den „Statistischen Mitteilungen über das Land Baden " (vgl.
Nr . 8 ) entnehmen, entfielen auf denjenigen Teil der elektrischen
Industrie , des Landes, dex sich mit dem Bau von Maschinen und
Apparaten , der Herstellung von elektrischen Bedarfsartikeln
und Hilfsgegenständen, dem Leitungsbau und der Elektro- !
Installation abgibt, im Sommer 1922 etivas Wer 100 Betriebe i
mit je 10 und mehr und zusammen 8650 Arbeitern ; außerdem j
waren in diesen Betrieben noch 4480 Angestellte beschäftigt, j
Das Personal der Hilfsindustrien ist dabei nicht mit eingerech¬
net . Über zwei Drittel der Betriebe beschäftigte ohne Auge- !
stellte nur bis zu 50 Arbeiter . Die Zahl der Großbetriebe mit !
über 100 Arbeitern betrug über ein Dutzend (13). Der Haupt¬
teil , u . zwar über die Hälfte aller Betriebe (57 ) dieser überwiegend
städtischen Jndusttie mit 7300 Arbeitern und 4100 Angcstell- ,
ten ist in den Städten Mannheim (20 Betriebe 9300 Arbeiter j
und Angestellte) , Karlsruhe (17 mit 1250 ) , Freiburg (11 mit $
680 ) und Pforzheim (9 mit 200 ) ansässig . Von den Groß - >
betrieben haben 8 mit 5500 Arbeitern und 3200 Angestellten i
ihren Sitz in Mannheim , je 2 in Karlsruhe und Furtwangen j
und 1 in Freiburg . j

Mit der Herstellung elektrischer Maschinen befassen sich nur !
wenige einheimische Elektrizitätsfirmen ; im ganzen umfaßt die !
Gruppe nur 7 Betriebe mit 3300 Arbeitern und 2000 Ange- j
stellten. Das größte Unternehmen deser Art im Lande ist j
eine führende Mannheimer Großkonzernfirma , die für den -
Bau von Großmaschinen höchster Ausmaße eingerichtet ist.

'

Ferner gehören der Gruppe außer 2 namhafteren Werken für
den Bau von Elektromotoren noch verschiedene kleinere Elek¬
tromotorenwerke an , die zum Teil mehr den Charakter von
Reparaturwerken für elektrische Maschinen und Apparate tra¬
gen.

Eine weitere zahlreiche und vielseitige Gruppe von Betrie¬
ben stellt elektrische Apparate, Installationsmaterialien und
sonsttge elektrotechnische Bedarfsartikel her. Dieselbe besteht
aus etwa 2 Dutzend Betrieben mit 1900 Arbeitern und Ange¬
stellten, darunter 4 Großbetrieben mit zusammen mehr als
1000 Arbeitern und gegen 200 Angestellten.

Am zahlreichsten in der Elektrischen Industrie des Landes
sind die Bau - und Elektro-Jnstallationsfirmen . Die ganze
Gruppe umfaßt gegen 70 Betriebe, darunter 4 mit je mehr
als 100 Arbeitern ohne Angestellte . Im ganzen waren in die¬
sen Betrieben um die Erhebungszeit über 4000 Personen —
2350 Arbeiter und 1800 Angestellte — beschäftigt. Hervor¬
ragende Verdienste um die Entwicklung und den Ausbau der
Elektrizitätsversorgung vor allem in Süddeutschiand hat sich
u . a. von den in Baden beheimateten Elektrizitätsfirmen eine
bekannte Mannheimer Konzernfirma erworben . Bei der Zen¬
trale des Werkes, in Mannheim und der von ihr betriebenen !
Reparaturwerkstätte waren Mitte 1922 an 700 Arbeiter und !
Angestellte beschäftigt . Wenn von der Gesamtzahl der Betriebe >
in der Gruppe der Bau - und Elektro-Jnstallationsfirmen vier >
Fünftel (55 ) ohne die Angestellten nur zwischen 10 bis 50 Ar - >
beiter beschäftigte , so steht der geringe Umfang vieler dieser j
Betriebe damit im Zusammenhang, daß eS sich dabei um sog. «
Technische , Bau - und Jnstallationsbüros nebst zugehörigen Un - !
terbüros handelt , wie sie allerorts von den in Betracht kom- s
menden Großfirmen an den wichtigsten Plätzen eingerichtet j
worden sind . So bestehen im Lande etwa 2 Dutzend solcher ,
Büros von einheimischen Firmen , wovon etwa die Hälfte 10 !
und mehr und insgesamt 450 Arbeiter und 140 Angestellte be - j
schuftigte . Von bedeutenden außerbadischcn Großfirmen sind i
gegen . 10 durch zahlreiche weitere derartige Büros vertreten , j
von denen etwa 20, darunter 14 größere mit zusammen rund >
1100 Arbeitern und Angestellten, zur Ermittlung gekommen ,
sind . j

Insbesondere mit dem Bau von elektrischen Telegraphen - -
und Fernsprechapparaten befaßt sich ein älteres Schwarzwälder s
Telephon- und Telegraphenwerk mit über 100 Arbeitern in
Furtwangen und eine neuere Konzernfabrik in Mannheim .
Die badischen Telephongesellschaften — 4*Schwcsterngesellschaf-
ten gehören dem sog. „Priteg -Konzern" an .

Auf die Fabrikation von sonstigen Hilfsgegenständen wie
Kabel-Leitungsschnüre und Jsoliermaterial für die Elektrische
Industrie hat sich eine kleine aber wichtige Jndustriegruppe
von 5 Werken mit zusammen 1500 Arbeitern und 350 An¬
gestellten verlegt . Die Werke haben ihren Sitz in Mannheim
und Freiburg .

Als Hilfsindustrie der Elektrischen Industrie kommen vor
allem zahlreiche Apparatebauanstalten , Metallwarenfabriken ,
Metalldrehereien , Schraubenfabriken , Uhren- und Werkzeug¬
fabriken sowie Fabriken sür Fein - und Präzisionsmechanik in
Betracht . Namentlich hat der Aufschwung der elektrotechnischen
Jndusttie diesen Teil der Schwarzwaldindustrie zu hoher Blüte
gebracht. Auch verschiedene Metallwarensabriken , die dem be¬
kannten Schiele-Bruchsaler-Konzern angehören, arbeiien in
großem Umfange für die Elektrische Industrie .

Zur Notlage der privaten gemeinnützige »
Austalten

PA .
' Im Hinblick auf die wirtschaftlich » Notlage der privaten

gemeinnützigen Wohlfahriscmslalten düwte es Swt Interesse
sein, zu erfahren , daß sich in Berlin eine Vereinigung der
privaten Wohlfahrtsanstalten gebildet hat, die sich um die Lin¬
derung der wirtschaftlichen Rot bemüht . Für diejenigen An¬
stalten, die weder einer Gemeinde, noch einer konfessionellen
Körperschaft mxh dem Badischen Frauenverein angehören (z . B.
Kranken -, Pflege-, Erziehung»- , Wnderbcwcchranstckien u. dgl.) ,
enrpfiehlt es sich daher, nähere Auskunft beim DLd-izchen Lan¬
desverband für Säuglings - und KleinkindersürsorHr in Karls¬
ruhe (Karl -Wsthelmftr. 1 ) unter Einsendung genügenden Rück¬
portos zu erbitten.

Eine ernfte Mahnung '
Von amtlicher Seite werden wir um . Aufnahme folgend«

Ausführungen ersucht : . .
- - In den letzten Tagen wurde an verschiedenen . Orten des
Landes der .Versuch gemacht , .die . Arbeitslosen .zu Pemanstta -
rtonen und Gmoaltandrohungen . zu -,veranlassen . Den . Stefcut
gewisser. -Agitatoren gegenüber sei- folgendes festgestellt : . Die
badische Regierung ist bei der Reichsregierung stets für eine,
dem gesunkenen Geldwert entsprechende Erhöhung .der Arbeits¬
losenunterstützung eingeireten und wird das immer . tun . . Tie
badische Regierung und die Gemeinden finanzieren, sowett cs
in ihrer finanziellen Kraft liegt, Natstandsarbcitrn . Die De-
mobilmachungskommiffare sind angewiesen, Betriebsstillegun¬
gen nur in ganz bessnderen Noifr -n zu genehmigen. Fi¬
nanzministerium und Arbeitern . .ästerium fetzen ihre
ganze Kraft dafür ein, um die, für soziale
Zwecke täglich notwendigen Milliarden , stets rccht-
zeitia flüssig zu machen . Trotzdem kann es Vorkommen , daß
da und dort das Geld einmal zu spät eintrifft . Land und
Gemeinden sind in der Geldbeschaffung ganz vom Reiche ab¬
hängig und düs Reich befindet sich selbst in großer Finanznot .
Es ist deshalb sinnlos und ungerecht, bei Geldschwierigkeiten
oder wegen der Höhe der Unterstützungssätzedie Beamten und
Vertreter des Landes »der der Gemeinden zu bedrängen» weil
diese ohnehin das Menschenmögliche tun , um die Rot zu lin¬
dern . Wenn durch Unruhen der geordnete Gang der Staats¬
und Gemeindeverwaltung unterbunden wird, so wird damit
auch jede Möglichkeit der Anterfti tzung genommen, weil dadurch
nicht nur die Geldbeschaffung unmöglich gemacht , sondern dem
Geld auch jede Kaufkraft genommen wird . Wir richten deshalb
an alle Arbeiter und besonders an die Arbeitslosen, die drin¬
gende Mahnung , sich nicht nur von allen Demonstrationen und
Gewaltakten fernzuhalten , sondern solchen Aktionen in ihrem
eigenen Interesse entgegenzuwirken.

Arbeiter , vertraut Eueren gewerkschaftlichen Organisationen
und folgt keinen Aufrufen von unverantwortlichen Personen
und Ausschüssen. Unterstützt die Organe der Staats - und
Gemeindeverwaltungen in der Aufrechterhaltung der Ordnung .

Die Arbeiter dürfen auch überzeugt fein , ratz von Seiten der
Reichsregierung alles geschieht, um den Ruhrkampf möglichst
bald , so zu beenden, daß wieder Hundertauscnde Erwerbsmög¬
lichkeit finden und durch eine weitgehend finanzielle Entlastung
die Möglichkeit geschaffen wird, der sozialen Not wirksam ent¬
gegenzutreten . Die Reichsregierung kann dieses Ziel aber nur
erreichen, wenn nichts geschieht , was den Bestand des Reiches
noch mehr in Gefahr bringt .

An alle Arbeitgeber richten wir die dringende Mahnung ,
Stillegung von Betrieben , Arbeiterentlassungen oder Arbeits¬
zeitverkürzungen nur unter dem Druck äußerster Not vorzu¬
nehmen . Unverantwortlich wäre es, wenn solche Maßnahme «
wegen der geforderten Stenern vorgenommen würden. Mil¬
lionen unserer Volksgenossen haben durch die Geldentwertung
ihre Ersparnisse , ja sogar ihr Vermögen verloren. Viele Mil¬
lionen arbeiten seit dem Krieg gegen ein geringeres Einkom¬
men als sie früher hatten . Es darf deshalb erwartet werden,
daß in einem Zeitpunkt, wo es um den Bestand des Deutschen
Reiches und damit auch um die zukünftige wirtschaftliche Exi-
stenz des Volkes geht, die Arbeitgeber aller Berufsgruppen bereit
sind, auch von ihrem Vermögen etwas zu opfern.

Nur wenn wir alle Kräfte in den Dienst des Volkes stellen,
werden wir die Schwierigkeiten der kommenden Wochen über¬
winden .

Die Interessen des Einzelnen müssen zurücktreten hinter das
Gesamtinteresse , weil auch der Einzelne nur bestehen kann-
wenn das Ganze besteht !

Ikurze INackrickten aus Kaden
Nr . 87 des Badischen Gesetz- und Verordnungsblattes hat

folgenden Inhalt : Verordnungen und Bekanntmachung: des
Staatsminifterinms : den Vollzug des Gesetzes gegen die Ka¬
pitalflucht ; die Führung akademischer Würden; Erhöhung des
Teuerungszuschlags vom 1 . und 17. August 1923 an ; des Fi -
nanzministers : Dienftreisekosten; des Ministers des Innern :
die Arzneitaxe ; staatliche Prüfung von Krankenpflegepersoücn.

Die Schlüsselzahl dcS badischen Einzelhandels vom 15. Sep¬
tember betrügt 2 700 000 .

Mannheim , 13 . Sept . In der gestrigen Bürgerausschußsit¬
zung wurde die katastrophale Finanzlage der Stadt besprochen .
Oberbürgermeister Dr . Nutzer wies darauf hin , daß die Ein¬
nahmen und Ausgaben der Stadt Mannheim in völlige Un¬
ordnung geraten sind. Trotz aller Sparmaßnahmen ist die Fi¬
nanznot ungeheuer . Die Dächer von Schulhausbauten werden
schon seit einiger Zeit nicht mehr repariert , um Einsparungen
zu machen. Ein vom Reich gegebenes verzinsliches Darlehen
von 509 Millionen ist erschöpft. Deshalb soll versucht werden,
durch die Aufnahme einer wertbeständigen Anleihe einen Be¬
triebsfonds zu schaffen . Die Anleihe ivurde . wie schon gemel¬
det , angenommen . Der Stadtrat hat beim zustöndigen Mini¬
sterium um die Genehmigung zur Aufnahme einer Anleihe im
Werte von 50 000 Tonnen Kohlen nachgesucht.

DZ . Heidelberg, 14. Sept . Albrecht Kostet, der Direktor des
physiologischen Instituts begeht am Sonntag seinen 70 . Ge¬
burtstag .

Heidelberg, 13. Sept . Der Stadtrat und der Kreiöausschuß
haben in Anwendung der Bestimmungen des badischen Not-
gesetzcs vom 21 . August d. I . einen weiteren (dritten ) Zuschlag
zur vorläufigen Umlage für das Rechnungsjahr 1923/24 be¬
schlossen, der für die Monate September bi» einschließlich De»
zember 1923 Geltung hat . Der Zuschlag beträgt von je 100 M.
Steuerwert : 1 . des Gebäudevermögens für die Gemeinde
100 000 M . , für den Kreis 10 000 , zus . 110 000 M . ; 2. der ein-
zeln geschätzten Grundstticke für die Gemeinde 400 000 M ., für
den Kreis 40 000 M ., zus. 440 000 M . ; 3. der klassifizierten
Grundstücke und Waldungen für die Gemeinde 800 00039 ?., für
den Kreis 80 000 M . , zus. 880 000 M . ; 4 . des gewerblichen
und landwirtschaftlichen Bettiebsvermögens für die Gemeinde
60 000 M . , für den Kreis 5000 M ., zus . 55 000 M . Den
Steuerpflichtigen werden in den nächsten Tagen besondere
Zahlungsaufforderungen zugehen. Je ein Viertel des Zuschlags
ist auf 1 . Oktober, 1 . November, 1 . Dezember 1923 und 1 .
Januar 1924 zu entrichten. Ferner hat der Stadtrat be¬
schlossen , von Gewerbebetrieben, die in der Regel Angestellte
und Arbeiter beschäftigen , eine Abgabe von 1,5 v. H. der Ge¬
halts - oder Lohnsumme zu erheben, die von ihren im Stadt¬
bezirk Heidelberg beschädigten Angestellten und Arbeitern im
vorhergegangenen Monat verdient worden ist. Diese Lohn»
sumn '.enabgabc wird nur . zugunsten der Gemeinde erhoben,
und zwar erstmals für den Monat September. Die Abgabe
ist jeweils innerhalb einer Woche nach Ablauf des Monats zu
bezahlen .

Heidelberg, 13. Sept . Die Badische Film -A.-G Heidelberg
(Bafaz ) hatte vor einigen Tagen eine Gcueraiversäminlmig
anbcra .imt , die aber im letzten Augenblick abgesagt wurde,
»statt dessen wurde eine Aufüchtsratssihung abgel-alten , iit
deren Verlauf der bisherige Vorsitzende des Auffichtsrats , Ptt -
oatbankier Purmann , sein Amt nicderlegle . Wie wir erfahren ,
ist Purmann nach der Sitzung verhaftet worden und befindet
sich zurzeit in Untersuchungshaft. Purmann soll Aktien tap »



pclt nummeriert und ferner Aktien der Bafag auSgegeven
Huben, die noch nicht genehmigt worden find. Seine Verhaftung
ist wegen Fluchtverdacht» und Verdunkelungsgefahr erfolgt .

Bstmfen» 14. Sept . Di« waldreichen Gemeinde« de» Bezirk»
Staufen planen feit einiger Zeit den Ausbau einer Wasser¬kraft, um sich in erster Linie billigere Kraft und grötzere Si¬
cherheit im Strombezug zu schaffen . Die Versorgung diese»
Gebiete» geschieht zurzeit noch über Mülhausen im Elsaß .
Unter verschiedenen Projekten , die vom Ingenieurbüro Ludi«
in Karlsruhe ausgearbeitet wurden , ergab sich als da» in jeder
Beziehung günstigste da» Langenbachwerk, für das auch die
grnnissätzliche Zustimmung des Ministerium » demnächst erteilt
wird . Die gesamte Stromabnahme wird durch langjährige
Verträge gesichert werden, so laß auch die finanzielle und wirt¬
schaftliche Grundlage des Wer * vollauf gesichert ist. Es han¬delt sich hier um ein Werk ; einer Maschinenleistung von
8200 Pferdestärken und einer , ,ahre»«rzeugung von über vter
Millionen Kilowattstunden. Ein Jahresausgleich wird dadurch
geschaffen , daß eine graste Talsperre bei Rünsterhalden errich.
tet wird . Das ganze Werk erfordert heute den Erlös von
SV—35 000 Festmeter Solz . Die Gesellschaftsform des Werkes
soll die eines ZweckverbandeS fein. Bei diesem Werk wird die
z. B . auch beim Murgwerk vorgesehene Pumpenspeicherung von
Überschustnachtkraftangegliedert werden, die damit die Bedeu¬
tung des Werkes über den Rahmen eines Bezirkswerkes hin¬aus erhöht. Die endgültige Gründung des Zweckderbande»,
sowie der Baubeginn steht unmittelbar bevor.

DZ . Billin,rn , 14. Sept . In der letzten BürgerauSschns -
sibuug kam die Frage der Anstellung einer Hilfskraft für den
Bürgermeister als 2 . Bürgermeister zur Sprache , da der Bür -
germeffter mit Arbeiten überaus stark belastet ist . Seine im
Amtsintereffe nolwendigen Reisen bringen cS mit sich, daß
während dieser Zeit die AmiSgeschäfte nicht in der erforder¬
lichen Weise und Schnelligkeit derrckigeführt werden könne«.
Während die Sozialdemokraten und die Demokraten der Frage
grundsätzlich sympathisch gegenübrrstehen, lehnte die Zentrums¬
fraktion die Angelegenheit ab , die nunmehr einer Kommission
zur Weiterbearbeitung unterbreitet werden soll.

DZ . Singen a. H ., 14. Sept . Anste !Il!e des verstorbenen GeorgStrobel ist der Sbriftleitcr de? Volkswille in Singen , GeorgReinbold einstimmig zum sozialdemokratischen Landespartei¬sekretär gewählt worden.
DZ.. Schluchsee , 13. Sept . In der hiesigen Gegend wird jetztdie Preiselbeere geerntet . Wenn der Ertrag auch besser auS-

fällt als bei der Heidelbeerernte, so steht er doch gegen denanderer Jahre bedeutend zurück . I

T>Z. Lindau , 13. Sept . Wie der -Seeboote " meldet, kamen
dieser Tage mit dem Münchner Nachtschnellzug Kriminalbeamtehier an , die sämtliche großen Hotels in Lindau sowie in BadSchachen besetzten und nach Devisen untersuchten.

klns der Landeshauptstadt
Rur noch Millionen mst Buchstaben. Die Postvekwaltunghat ungeordnet, daß in den Vordrucken für Einzahlungen nur« och die Millionen in Buchstaben wiederholt werden. Die Hun - !dccttansender. Zehn- und Gintausenber ustv . sollen in Ziffer « i

geschrieben werden. DaS gilt für Postanweisungen , Zahlkarten , !
Ilberlveisungen, Nachnahmen und sonstige Vordrucke , auf denen ■eine Wiederholung in Buchstaben verlangt wird. Da die Mik- !lion längst weniger als eine Dkark bedeutet , so ist diese An¬ordnung gerechtfertigt.

DZ . Gerechte Strafe . Die kürzlich in Freibnrg i. B . ver¬hafteten beiden berufsmäßigen Kirchenräuber , die Brüder Erichund Emil Wunk aus Essen, die hauptsächlich die Kirchen in '
verschiedenen Teilen des badischen Landes heimsuchten, wurdenjeyt von der Strafkammer in Karlsruhe zu 15 bezw . 8 JahrenZuchthaus und 5 Jahren Ehrverlust verurteilt . !

Landrstheater . Am Sonntag den 18. d. findet eine Meder - jholulng der am Schluß der vorigen Spielzeit neueinstudierten !
„ Meistersinger von Nürnberg " statt , in der Kammersänger Max !Büttner die Partie des Hans Sachs zum 108. Male singen ;
wird.

Dsndel und Mirtsckskt
BeHinet Devisennotierungen

am 15 . September vrrbörSlich
Tendenz : sehr unbeständig .

15. Sqttmtta Am» , gttriincr Kurt ». U . Sri*.a «t> « riefAmsterdam . . 47000000 35 511000 .— 35 689000 — '
Kopenhagen . — 16 NS 000 - K ttl 000—“
Italien . - . — 3970050.- 3989 950—
London . . . 550000000 408975000 - 411025000— •
Rewyork - - . 125000000 90 174000— 90626000— *
Pari » . . . . — 5236 900— 5 253100 . —**
Schweiz . . . — 15 960000— 16040000 — *’
Prag . . . . 3500000 2699 250— 2706 750. - '

Die kleine Zif er bedeutet die Zute ilung in Prozent -

Wertbeständige Autogen
Zur Anlage für Mündelgelder und als wertbeständige Effekte»sind zugelassen :

Letzter Kurs : (in Tausend Mark)5*/, Badische Kohlenwert-Anleihe . ca. 5000006% Mannheimer Kohlenwert-Anleihe . ca. 4800005% Rhein -Main -Donau -Gold-Anleihe . ca. 100 0007®/, Reckarwerke Goldanleihe . ca. 1000005*/# Preußische Kali-Anleihe pro 100 kg . . . . ca. 1000005°/0 Sächsische Roggen-Anleihe pro Ztr . . . . . ca. 110000h\ Süddeutsche Festwertbank-Oblig . . . . . . . ca . 80000
Dollarschatzanweisungen des Deutschen Reichs - —

Ferner nennen wir noch die nicht mündelsichere5®/, wertbeständige Anleihe Freudenberg Carl ,G . m. b . H., Lederfabrik Weinheim . . . . 22 400

Schließung der Goldanleihe am 18. September . Die Zeich¬nung auf die wertbeständige Anleihe des deutschen Reicheswird am 18 . September , mittags 1 Uhr, geschlossen. Wie die
„Voss. Zig .

" hört, wird die Goldanleihe voraussichtlich amnächsten Mittwoch an der Berliner Börse erstmalig amtlich no¬tiert werden und zwar dürfte die Notierung in Mark für 1Dollar lauten . ES dürfte wahrscheinlich eine aetrennte Notie¬
rung für die großen und kleinen Stücke erfolgen , da die Stücke
zu 1, 2 und 5 Dollar im Gegensatz von 10 Dollar aufwärtskeine Zinsscheinbogen haben.

Karlsruher Börse ( 12 . September 1923 ). Der heutige Bör¬
senbesuch ist anläßlich der israelitischen Feiertage etwas
schwächer als sonst . Die ungeheure Devisensteigerung läßt eine
Nominierung von Preisen nicht zu . Artgebot fast m4t vor¬
handen . Verkäufer und Käufer halten zurück . Geschäfte findnicht zu verzeichnen.

Doüarhanfle bt Polen . DaS Tagesgespräch in Warschau:bildet die Tatsache, daß der Dollarkurs , der seit Wochen in¬
folge der amtlichen Jnterventionsverkäufe künstlich auf 250 800
gehalten werden konnte, seit gestern plötzlich bis auf 315 000
gestiegen ist. Die Regierung versucht zwar , dieses plötzliche
Hinaufschnellen rein börsenmäßig zu erklären , eS wird jedoch
befürchtet, daß der künstlich in gewissen Grenzen gehalteneDollarkurs durch den ebenso künstlich hervorgerufenen Man¬
gel an Umlaufsmitteln , wodurch dei polnische Handelswelt ge»
zluuugen wird , zur Erlangung von Zahlungsmitteln ihre Dol¬
larbestände auf den Markt zu werfen und den Dollarkurs zwdrücken, früher oder später zu einer wahren Devisenkatastrophe
führen könnte pnd erst neulich schrieb ein einschlägiges Blatt »man dürfe sich nicht wundern , wenn der Dollarkurs nach Mo¬
natsfrist auf 1 Million Polenmark stände.

verschiedenes .
Eise „diabolische" brutsche Erfindung.

In Londoner gelehrten Kreisen beschäftigt man sich einge- jbend mit der Frage , ob di« Notlandung des französischen Flug - ■
zeuge» der Luftlinie Straßburg —Prag in der Näh« des Flug -
Platzes von Fürth lediglich ein unglücklicher Zufall oder aber
auf eine deutsche Entdeckung mit geradezu „diabolischer " Aus- l
rüstungSmöglichkeit zurückzuführen fei. Di-an nimmt an , daß <das französische Flugzeug über deutschem Gebiet mit unsicht¬

baren Strahle « heruntergehcklt worden ist . die man in fcevfkscheu Laboratorien entdeckt hat . Man hat dafür zwei The«,rien . Rach der einen wird auf den Magneten des Fiu « eu«nw,tor » durch konzentrierte drahtlose Strahlung störerch einze.werkt, nach der anderen hat man in Deutschland neue Stratz .len entdeckt, die gewisse Metalle des Flugzeuges zum Schmel»zen bringen . — Eine solche Erfindung wäre ein wahrer Se -gen für die Menschheit. Leider aber ist sie bi» jetzt nicht ge.macht worden.

Btaatsanzeiger .
Bekanntmachung.

Das Gebäudeversicherungsgesep .
Der gemäß Artikel 4 des Gesetzes vom 4. August 1930 überdie Abänderung des GebäudeversicherungSgesetzes(Gesetz- und

Verordnungsblatt 1920 Seite 453 ) und gemäß ß 8 der Voll¬
zugsverordnung vom 12. Oktober 1980, die Abänderung der Ge.
häudeverficherungsgesehes betreffend (Gesetz- und Berortz -
nungsttatt 1920 Seite 502 ) , für nach dem 1. Januar 1920 «in.getretene Schadensfälle von der Gebändeversicherungsanstatt
zu gekvährerche Zuschlag zu der gesetzlichn Entschädigung wirdhiermit für Fälle , in denen die Wiederherstellung der Gebäudein der Zeit vom 16. bis einschließlich 31 . August 1923 erfolgte,auf das 899S9Sfache der unter Zugrundelegung der Baupreisedom 1. Augst 1914 zugebilligten Entschädigung festgesetzt . Eni .schädigung und Zuschlag dürfen nicht höher sein, al» die tatsäch¬lichen Wiederherstellunskosten des Gebäudes in dem Zustandvor dem Brande .

Karlsruhe , den 6. September 1923.
Der Minister des Inner « .

I . B. : Leers .

Bekanntmachung.
(Vom 12. September 1983.)

Die Erhebung einer fünfte « vorläufigen Umlage zur Decknagder Lasten der Gebäudeversichernngsanstalt für da» Jahr IM .Die im Jahre 1922 der GÄäudeversicherungsansialt erwachsenen Lasten sind im Jahre 1923 durch Umlage aus einer
Gesamtversicherungssumme von 6,2 Milliarden Mark (Stmchvom 31 . Dezember 1922 nach den Baupreiseu vom 1. Au-
gust 1914) zu decken . Zu diesem Zweck wurden bereit» vier
vorläufige Umlagen in Höhe von zwei mal je 50 M ., von 100 M .und zuletzt von 1000 M . auf je 100 M . Versicherungssumme
festgesetzt (Bekanntmachungen vom 27. Juli 1923 Nr . 67934 ,Staatsangeiger Nr . 172 und vom 15 . August 1923 Nr . 76285,Staatsanzeiger Nr . 188) . Infolge der inwischen eingetretenen ,weiteren besonders starken Geldentwertung ist zur Deckung de»
Bedarfs der Gebändeversicherungsanstalt die Erhebung einerfünften vorläufigen Umlage für das Jahr 1922 notwendig.Mif Antrag des erweiterten Verwaltungsrats der Gebäude¬
versicherungsanstalt wivd diese fünfte vorläufige Umlage ftirdas Jahr 1922 auf 40 900 M . von je 100 M . der nach den
Preisen vom 1 . August 1914 ermittelten Gesamtversicherungs¬summe festgesetzt . Diese Umlage ist innerhalb vier Wochen domTage der Anforderung an zu entrichten.

Karlsruhe , den 12. September 1923.
Der Minister des Innern .

I . V . : Leers .

Beftmntmachnngüber die Ausfuhrbeschränkung für Wein aus dem Lande Bade«.
Auf Grund des § 6 Abs. 2 der Verordnung über Notstand».

Versorgung vom 13. Juli 1923 (Reichsgesetzblatt Teil I Seite718 ) wird mit Zustimmung des (Herrn Reichsministers für Er¬nährung und Landwirtstbai't die Ausfuhr von Wein aus demLaiche Baden nach dem Ausland mit sofortiger Wirkung ver¬boten.
Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit

Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder miteiner dieser Strafen bestraft.
Karlsruhe , den 13. September 1923.

Der Minister des Inner «.
I . A . Dr . A. Jung .

Karlsruher Herbstwache
21 , September bis 15 . Oktober 1923

Aufführungen im Bad . Landestheater j Oper (deutsche Ro¬mantik) , Schauspiel, Ur- und Erstaufführungen / Drei
große Konzerte (Bach , Händel, Mozart , Mendelssohn, Reger,Pfitzner, Philipp, Grabner) / Kammermusikabende/ Kunst -Industrie - u . gewerbl . Ausstellungen / Techn . Woche mitwissenschaftlichen Vorträgen und Exkursionen / Schau-
fensierschmückung / Sport, Spiel , Turnen / Kongresse

Auskunft und Programm : Geschäftsstelle Rathaus, Karlsruhe

LANDESHAUPTSTADT KARLSRUHE
Zur Erdffnung der Karlsruher Herbslwoche

9?zitag , n . September, abends \!28 Viffr in der 9eflbaUe
ürgel'Qtonsert von (frans QbiUpp
Mitwirkenuo : Kammersängerin Hedi tracema- Brügelmann und der Kirchenchor

von St. Bonifazius (Chorleiter: Gustav Schneider) .
Präludium und Fuge in H- moll (Bach) , Arie aus Messias:Ich weiß, daß mein Erlöser lebet (Händel) , Choralvorspieiefür Orgel von F. Philipp: Ich sehe dich o Jesus schweigen ,Jesu , zu dir rufen wir ( Uraufführung ) , Seelenbiäutigam(Reger) , Wenn wir in höchsten Nöten sein (Bach) , AgnusDei aus der Krönungsmesse (Mozart ) , A- Capefla - Chöre„Unserer lieben Frau" (Philipp) , Frei Improvisation (Philipp).

Eintritt : M . 3.—, 2,— . 1.50,1 .— , 0 50 ; Multiplikator : Schlüsselzahl des Landes¬theaters. / Kartenvorverkauf ab 17 . Sept . Musikalienhandlung Neufeldt , Waldstr. 39,Fernruf2577 . / Abendkassen: Kleiderablagenöstl . u . westl . der Festhaileab 7 Uhr. /Programm mit Erläuterungen und Texten am Saaleingang, / Ende 10 Uhr .

llnfea nur erstklassigen, allgemein eingeführten und !
nachweislich tausendfach freiw . glänzend begutachtetenaus Metall für Erwachseneund Kinder, Stahlmatratzen ,Polster, Decken, Federbetten liefern wir frachtfreidirekt an Private zu günstigen Preisen und Beding.Katalog 78 R frei . Eisenmöbelsabrlk Suhl tThür .)

KotMüjlen ,
erbet., kauft Bügler,

beide
Kumm .

Berlin ,
Potsdamerstraße 33 . %;,u

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * *
LW * H wir fertigen als Spezialität

Aktien , Gutscheine , Notgeld
in einfacher und künstlerischer
Ausführung .

G . Braun , G . m . b. H . , Karlsruhe i. B ?
»

« arlfri . drichstr. 14 Fernruf 953 , 954
in * * # » * * » » » » » » » » » » « » * , » ,,,,, ,

» gemiWM.
In der Stadtgcmeinde

Todtnau (Amt Schönau )mit nahezu 3000 Eiwvoh -
ner ist die erledigte Bür -
gernieisterstelle mit einem
Berufsbürgermeister als¬
bald neu zu besetzen. Ge¬
eignete Bewerber mit ent¬
sprechenderVorbildung und
praktischedBefähigungwer¬
den ersucht , ihre Bewer¬
bungen unter Angabe ih¬
rer Gehaltsansprüche , so¬wie Beifügung der die Be¬
fähigung nachweifenden
Zeugnisse bis längstens
28. September l. IS . an
den Gemeinderat einzu¬
reichen. B .777.1 .L

Persönliche Vorstellung
vorerst nicht erwünschL

JEobtnmx, 11 . Sspt . 1903 .
. Gemeinderat .

Sonntag , den 16. September.Landestheater . Konzerthaus .

0!e IIeistersinger v.RfirBberg. Dii verlorene loclter.
IMMMMMMHMMr

ftMigunt oon WIKMÄiiilW Der
Mt iMinlieiin.

ES werden gekündigt auf 1. Januar 1924 : Sämt¬
liche Schuldverschreibungen im Nennwerte von 5000 M.der Anlehen 1895 , 1897, 1898, 1901 , 1904 (8 Mill .),1905 <10 Mill .), 1906 , 1907, 1908 , 1912 , 1914 ; die ganzeAnleihe 1922 , 19231 (150 Mill .), 192311 (350 Mill .»;auf 1 . September 1824 : Die ganze Anleihe 19191
(20 Mill .»; auf 1 . Februar 1928 : Die ganze An¬
leihe 191911 <25 Mill .»; auf 1 . November 1928 :Die ganze Anleihe 1920. Nach Ablauf der Kündi¬
gungsfrist hört die Verzinsung auf . Nur soweit die
Zinsfälligkeitstage nicht mit der Kündigungsfrist über-
einstimmcn, werden die Zinsen noch bis zu dem aufden Knndigungszeitpunkt nächstfolgenden Zinsverfall¬tag bezahlt. B 786Der Oberbürgermeister.

^ Montag , 17. Sept.. 8 Uhr, Eintracht Dk
fifvortrag von Dr. med . Georg Lomer |

Tote , die wiederkehren
(Tatsachen und Beweise )A. d. Inh. : Der Kampf um die Seele . Die Toten
im Traum . Neueste Forschungen . Feuer- u. Licht¬
gestalten . Kinder und Tiere als Geisterseher .
Flammarions Geisterstatistik . Handgr . Beweise .Kart , zu 1 M. , 75, soFf .,Schlüsselz .Teuerungsindex,b .

Kurt Neufeldt, Waidstraße 39

Öffentliche Versteigerung
alter , für Eisenbahnzwecke
nicht mehr geeigneter Ge¬
räte , darunter Abfallholz,
Karren , Bänke, Spiegel .
Herde und Ofen gegen
Barzahlung am Dienstag,
de» 18. September d. I .,

vormittags 8 Uhr, begin.
nend im Gerätehaupklager
Karlsruhe , alter Perso¬
nenbahnhof (Eingang
Rüppurrerstraste -) T .668
Karlsruhe , 6 . Sept . 1923.

Rrichsbahadirettio «.
Materialmat.

Druck ®. Braun , Ks - Isr ■. * «
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